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Trotz mehr als 40 Jahren getrennter Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik blieb ein Netz an Beziehungen und gegen-
seitigen Abhängigkeiten über die beiden deutschen Staaten hinweg wirksam. Derartige 
Verknüpfungen finden sich auf der Ebene der Individuen, ihren Erinnerungen, ihren Ge-
wohnheiten, ihrem alltäglichen Tun, ihren Erwartungen an Dinge, Orte, Situationen oder 
andere Menschen sowie in Organisationsformen oder in Normierungen. Vor allem von 
Menschen gestaltete Räume scheinen in ihren Strukturen starke Persistenzen zu speichern. 
Am Beispiel der Stadtentwicklung im Osten der geeinten Republik wurden auf verschiede-
nen Ebenen solche nach wie vor geteilten Zusammenhänge und Gemeinsamkeiten sicht- 
und erfahrbar. Der folgende Beitrag zeichnet die ersten Jahre nach der Wende im Osten der 
Republik in Bezug auf die ablaufenden Stadtentwicklungsprozesse nach.
1 Als der damalige Bundeskanzler Helmut 
Kohl nach der Wiedervereinigung Deutsch-
lands den neuen Ländern „blühende Land-
schaften“ prophezeite, bezog er dies sicher-
lich nicht auf deren bebaute Wirklichkeit in 
Stadt und Land, sondern dachte mit seiner 
Metapher eher an deren wirtschaftliche 
Entwicklung. Galt doch die Gestalt und ins-
besondere der Erhalt der bebauten Umwelt 
in den Städten als ein äußerst problema-
tisches Erbe: Dessen Erhalt galt einerseits 
gerade in den Innenstädten als historisches 
Pfund, während andererseits die Neubau-
ten nach 1945 – insbesondere die Neubau-
gebiete in Plattenbauweise – eher als ein 
baulicher Ballast angesehen wurden. In-
zwischen hat vielerorts die Sanierung der 
Innenstädte alte deutsche städtebauliche 
Kleinodien wiederbelebt, und die Moder-
nisierung der Plattensiedlungen – vielfach 
verbunden mit einem teilweisen Abriss – 
hat deren Wohnwert gesteigert, es entstan-
den durchaus lebendige Stadt- und Wohn-
strukturen. Demgegenüber kann in vielen 
Teilen Ostdeutschlands noch nicht davon 
gesprochen werden, dass es sich um wirt-
schaftlich blühende Regionen des geeinten 
Deutschlands handele. Die Transformati-
onsprozesse sind hier eigentlich noch nicht 
abgeschlossen. Allerdings kann festgestellt 
werden, dass an Orten, in denen persisten-
te Strukturen insbesondere hinsichtlich des 
Human Capital vorhanden waren, wieder 
lebensfähige Städte entstanden sind, wäh-
rend in anderen zwar die persistenten Bau-
strukturen wiederbelebt wurden, diese aber 
noch nicht in allen Fällen mit einer positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung verbun-
den sind.
Meine folgenden Ausführungen beruhen 
auf einer Expertise, die ich auf Grund mei-
ner Erfahrungen mit der Entwicklung von 
Städten und Regionen während des Trans-
formationsprozesses in Ostdeutschland 
gemacht habe. Sie wurde für das Korean 
Research Institute for Human Settlement 
(KRIHS) erstellt, das im Hinblick auf eine 
mögliche Wiedervereinigung der beiden 
koreanischen Staaten an Erfahrungen aus 
der deutschen Wiedervereinigung sehr in-
teressiert ist.
2 Ich muss jedoch etwas ausholen und auf 
die Entwicklung der Deutschen Demokrati-
schen Republik (DDR) und ihre Beziehun-
gen oder eher Nichtbeziehungen zur Bun-
desrepublik Deutschland (BRD) eingehen, 
um das historisch bedingte Geflecht der 
Beziehungen und gegenseitigen Abhängig-
keiten als wichtige Rahmensetzung für die 
Raumentwicklung der DDR und der BRD 
vor und nach der Wiedervereinigung her-
auszustellen. Dies ist nicht zuletzt deshalb 
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wichtig, weil ich mit dem französischen So-
ziologen Paul Henry Chombart de Lauwe 
die Meinung teile, dass die Gestalt des Rau-
mes in den Boden gebrannte gesellschaft-
liche Strukturen reflektiert. Raum- wie 
Stadtentwicklung spiegeln sowohl unsere 
heutige Gesellschaft als auch andere histo-
rische Schichten, also frühere gesellschaft-
liche Konstellationen wider. Diese sind teil-
weise offensichtlich – wie etwa ein Blick auf 
Städtegrundrisse erkennen lässt. Sie sind 
aber auch Teil unserer Überlieferung, un-
serer gesellschaftlichen Tradition – wie sie 
etwa im Grundgesetz zu finden sind oder in 
den Zehn Geboten samt all der damit ver-
bundenen Ausführungsvorschriften oder 
ethischen Orientierungen. All dies sind 
Teile unserer gesellschaftlichen Ordnung, 
die sowohl über die Zeit persistent sind als 
auch sich kontinuierlich wandeln können. 
Letzteres vollzieht sich in aller Regel eher 
in kleinen Schritten, selten als revolutionä-
rer Umbruch. So wie es Ende des Zweiten 
Weltkrieges keine eigentliche „Stunde Null“ 
gab, so hat es nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs und der damit verursachten deut-
schen Wiedervereinigung keine revoluti-
onären Veränderungen gegeben, sondern 
eher gesellschaftliche Anpassungen oder 
Transformationen, um den wissenschaft-
lichen Terminus technicus zu verwenden. 
So sind Raum- und Stadtentwicklung in 
einem dialektischen Verhältnis zur gesell-
schaftlichen Entwicklung eines Landes, ei-
nes Territoriums – früher und gegenwärtig, 
also über die Zeit – stehend zu sehen und 
zu verstehen.
Wir haben davon auszugehen, dass der 
Raum, in dem wir leben, zwar auch ein Na-
turraum ist, der noch nicht völlig vom Men-
schen gestaltet ist und immer noch von der 
Natur und ihren Gesetzen bestimmt wird 
– auch wenn das allenfalls bei sogenann-
ten Naturkatastrophen bemerkbar wird. 
Aber ansonsten ist der größte Teil der Welt 
mehr oder weniger Kulturraum, also von 
menschlichem Wirken geprägt. Überhaupt 
ist der Anteil der Folgen menschlichen Wir-
kens und Gestaltens immer dominanter 
geworden, weshalb zunehmend auch der 
Mensch als der hauptsächlich Verantwort-
liche für die derzeitige und vor allem zu-
künftige Gestalt der Erde bezeichnet wird. 
Wir leben im menschgemachten Raum, in 
von Menschen über lange Zeiträume gestal-
teten Kulturlandschaften – mehr als wir es 
uns vorstellen. Auch wenn wir die Städte als 
die deutlichsten Konfigurationen mensch-
lichen Handelns und Wirkens verlassen, be-
geben wir uns nicht in die Natur, sondern 
verbleiben in von Menschen geprägten 
Räumen. Deshalb sprechen wir inzwischen 
sogar davon, dass die erdgeschichtliche 
Epoche, in der wir leben, das Anthropozän 
ist. In einem anderen Zusammenhang habe 
ich deshalb von einem „gebändigten Raum“ 
gesprochen. 
Diese menschlich/gesellschaftliche Prä-
gung reicht zeitlich weit zurück. Manche 
Entwicklungen oder Zustände sind heute 
nur noch mit archäologischen Methoden zu 
erkennen und zu sichern, um die Herkunft 
des Menschen, die Entwicklung von Gesell-
schaften, kleiner wie großer, die uns auch 
heute noch prägen, zu analysieren und 
darzustellen, als Teil eines gemeinsamen 
Erbes. Andere sind bis heute präsent, sicht-
bar, prägen unsere Umwelt und ihre Wahr-
nehmung, prägten und prägen bis heute 
unsere Alltagskultur. Seien es Bauten wie 
der Kölner Dom, die Bändigung des Rheins 
oder die Folgen des Rheinischen Braun-
kohlereviers – um nur baulich-physische 
Beispiele aus meiner nächsten räumlichen 
Umwelt zu nennen. Aber jeder kennt aus 
seiner Umwelt ähnliche Beispiele. Wissen-
schaftlich ausgedrückt handelt es sich um 
persistente Strukturen oder Faktoren, um 
nachhaltige Prägungen, mit denen und in 
denen wir leben, mit denen wir umzuge-
hen und zu rechnen haben. Dabei handelt 
es sich jedoch nicht nur um physische Aus-
prägungen, um bauliche Formen, sondern 
gleichermaßen sind es soziale, gesellschaft-
liche Prägungen, die an uns weitergereicht 
werden durch Sozialisation oder durch die 
Kontinuität von sozialen Lagen, Schich-
tungen oder Herkommen. Hinter diesen 
Begrifflichkeiten stehen soziale Tatbestän-
de, die die Struktur einer Gesellschaft, 
ihr Funktionieren lang anhaltend prägen. 
Selbstverständlich unterliegen auch die-
se einem Wandel, einem langsamen oder 
plötzlichen, gewissermaßen zwischen An-
passung und revolutionären Umbrüchen 
angesiedelt. Aber dieser Wandel baut auf 
dem Vorherigen auf oder stellt es antithe-
tisch infrage. Soziale oder gesellschaftliche 
Persistenz kann sich also konservativ wie 
revolutionär entwickeln oder wandeln. Jede 
gesellschaftliche Synthese, jeder Neuanfang 
ist in der einen oder anderen Form ein Re-
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flex auf das Vorhergehende, weshalb es rat-
sam ist, sich dieser früheren Stufen oder an-
haltenden Kontinuitäten auch analytisch zu 
vergewissern, um die jeweilige Gegenwart 
zu verstehen und zukünftige Entwicklun-
gen abschätzen zu können.
Und noch ein dritter Bereich, der mit dem 
gesellschaftlichen eng verflochten ist, ist 
zu benennen: die Kontinuität der geistigen 
Potenziale der Menschheit, ob isoliert oder 
im Austausch verbunden. Gedanken und 
Vorstellungen, Ideen und Werte werden 
tradiert, sie entwickeln und wandeln sich, 
manche sind durchgängig persistent. Wir 
stehen in einer Reihe, bauen auf dem Den-
ken anderer auf, variieren es, entwickeln 
uns weiter – wobei man nicht so weit gehen 
muss, wie es Robert Merton ausgedrückt 
hat, dass wir alle heute nur Zwerge sind, die 
auf den Schultern von Riesen stehen. Aber 
wir haben in physischer, gesellschaftlicher 
wie ideengeschichtlicher Hinsicht von per-
sistenten Strukturen auszugehen, die uns 
prägen, die wir aufnehmen, auch selbst 
gestalten können, aber selten völlig neu er-
finden. Wir stehen in einer Kette von Über-
lieferungen, denen wir uns zu stellen, mit 
denen wir zu rechnen haben, auf die wir 
aufbauen können, gerade wenn sich uner-
wartete Entwicklungen ergeben.
Für die deutsche Situation um 1989/1990, 
davor sowie danach, stellte sich deshalb 
auch die Frage, ob die Entwicklung der 
DDR und die der BRD seit 1945/1949 zu 
völlig anderen Systemen und Einstellungen 
sowie räumlichen Konstellationen in Stadt 
und Land geführt haben? Und falls ja, wie 
und wo? Welche Gemeinsamkeiten aus der 
Situation des Deutschen Reiches vor 1945 
blieben bestehen, welche änderten sich 
oder wurden gezielt verändert? Und welche 
Konstellationen tauchten nach 1989 und im 
Laufe des Transformationsprozesses wieder 
auf, erwiesen eine oft unerwartete Persis-
tenz – positiv wie negativ?
3 Der Fall der Berliner Mauer im Novem-
ber 1989 leitete innerhalb sehr kurzer Zeit 
die deutsche Wiedervereinigung ein. Sie 
wurde zum 3. Oktober 1990 effektiv, nati-
onal wie international. Damit endete die 
Teilung Deutschlands, das nach der Nie-
derlage Nazi-Deutschlands 1945 aufgeteilt 
worden war: zuerst in vier Besatzungs-
zonen der Länder USA, Großbritannien, 
Frankreich und Sowjetunion bei gleichzei-
tiger Abtretung weiter Gebiete im Osten an 
Polen und zu einem kleineren Teil an die 
Sowjetunion und nach 1949 in die beiden 
deutschen Teilstaaten BRD und DDR. Die 
Wiedervereinigung geschah unter Zustim-
mung aller früheren Besatzungsmächte und 
war verbunden mit dem endgültigen deut-
schen Verzicht auf die früheren deutschen 
Gebiete in Polen und in der Sowjetunion. 
Die Wiedervereinigung der beiden Teile 
Deutschlands war formell ein Beitritt der 
DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes der Bundesrepublik Deutschland. Da-
mit war ein zumindest in der BRD immer 
noch verbal verfolgtes politisches Ziel – das 
der Wiedervereinigung Deutschlands – er-
reicht, das während des Kalten Krieges zu 
verwirklichen fast nur noch als utopisch, 
wenn nicht gar als irreal angesehen worden 
war. So wurde Mitte der 1970er-Jahre unter 
der sozialliberalen Koalition Willy Brandts 
das gesonderte Ministerium, das sich mit 
einer möglichen Wiedervereinigung befas-
sen sollte – das ursprünglich als Ministe-
rium für gesamtdeutsche Fragen firmierte 
und in der Großen Koalition schon in Bun-
desministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen (BMB) umbenannt worden war – 
ersatzlos aufgelöst.
Seitdem verfolgte man zwar weiterhin 
– insbesondere wissenschaftlich – das ge-
sellschaftliche und politische Geschehen 
in der DDR. Beide deutschen Länder wa-
ren seinerzeit mit einer eigenen Vertretung 
in Ost-Berlin respektive Bonn vertreten – 
wohlgemerkt in der Form einer ständigen 
Vertretung, ähnlich wie eine Botschaft, aber 
eben nicht mit deren staatsrechtlicher Stel-
lung. Aber die deutsche Einheit war eigent-
lich kein politisches Thema mehr, sondern 
es ging um die Ausgestaltung eines fried-
lichen, geordneten Nebeneinanders. Auch 
als sich erste Risse im festen Gefüge des 
Ostblocks zeigten, war dies in beiden deut-
schen Staaten anfänglich kein Thema. Erst 
durch die Proteste in der DDR („Wir sind 
das Volk“), die im Oktober 1989 begannen, 
wurde die Einheit Deutschlands wieder 
eine realistische Perspektive.
Mit der Wiedervereinigung wurde zugleich 
das Ende der DDR eingeläutet, die seit ihrer 
Gründung 1949 bestrebt war, als eigenstän-
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diger Staat völkerrechtlich anerkannt zu 
sein – nicht nur von den kommunistischen 
Staaten des Warschauer Paktes. Dem hatte 
sich die BRD lange Zeit vehement wider-
setzt. Mit ihrer Politik der Westintegration 
(Stichworte: Europäische Gemeinschaft; 
Beitritt zur NATO) verbaute die BRD be-
wusst – wenn auch öffentlich nicht so for-
muliert – die Möglichkeit einer deutschen 
Wiedervereinigung unter dem von der So-
wjetunion angestrebten Ziel einer Neutra-
lität Deutschlands, wie sie für Österreich 
vereinbart worden war und wie sie in Finn-
land praktiziert wurde. Eine sogenannte 
Finnlandisierung wurde als die schlechtes-
te aller Zukunftsmöglichkeiten angesehen. 
Allerdings gelang es der BRD durch Wie-
dergutmachungen und mehr oder weniger 
durch das Aufarbeiten der Verbrechen des 
NS-Regimes, ein zunehmend anerkannter 
Partner der westlichen Völkergemeinschaft 
zu werden, nicht zuletzt wegen ihrer wirt-
schaftlichen Bedeutung, die in der Ausei-
nandersetzung mit dem Ostblock (Kalter 
Krieg und Korea-Krise) gebraucht wurde.
Demgegenüber stellte sich die DDR be-
wusst nicht in die Kontinuität deutscher 
Geschichte. Sie betrachtete sich als ein Land 
mit völlig neuem staatlichen Anfang, zu-
rückgreifend auf die revolutionären Anfän-
ge der Weimarer Republik nach dem Ende 
des Kaiserreichs 1918. Ähnlich stellte sich 
das andere deutschsprachige Land – näm-
lich Österreich – außerhalb einer deutschen 
historischen Kontinuität, indem es sich als 
das erste staatliche Opfer NS-Deutschlands 
bezeichnete. Es war das Ziel der DDR, auch 
außerhalb des Ostblocks als eigener Staat 
international anerkannt zu werden. Dage-
gen stand in den Zeiten des Kalten Krieges 
das explizite Ziel der BRD, den Erfolg dieser 
Bestrebungen durch eine Blockadepolitik 
zu verhindern.
Erst in den 1970er-Jahren wurde durch 
die sozialliberale Koalition eine Politik des 
„Wandels durch Annäherung“ betrieben. 
Diese war bereits Anfang der 1960er-Jahre 
von Egon Bahr und Willy Brandt konzipiert, 
aber von den damals noch herrschenden 
bürgerlichen Kräften der CDU/CSU als ein 
Verzicht auf deutsche Interessen angese-
hen worden. Erst unter der Kanzlerschaft 
Willy Brandts wurde eine Aussöhnungs-
politik auch gegenüber den Ländern östlich 
von Deutschland, insbesondere gegenüber 
Polen, verwirklicht und der Status quo der 
Koexistenz von zwei deutschen Staaten zu 
einer politischen, wenn auch noch nicht zu 
einer völkerrechtlichen Position. Damit wa-
ren eigentlich auch jegliche Überlegungen, 
wie eine Wiedervereinigung bewerkstelligt 
werden könnte, ad acta gelegt. Anders aus-
gedrückt, es existierten dafür zum Ende 
der 1980er-Jahre keine irgendwie gearteten 
politischen Strategien oder Pläne. 
Der Reformprozess in der Sowjetunion un-
ter Michail Gorbatschow und parallel dazu 
der gesellschaftliche und politische Wandel 
in Polen (Stichworte: Polnischer Papst und 
Gründung der Gewerkschaft Solidarität) 
brachten das sowjetische Machtsystem ins 
Wanken. Allerdings dauerte es einige Zeit, 
bis sich dies auch in der DDR auswirkte, 
denn die in der DDR maßgebenden politi-
schen Kräfte erwiesen sich fast bis zuletzt 
als sehr strukturkonservativ.
4 Es waren im Wesentlichen drei Fak-
toren, die das politische System der DDR 
dann doch ins Wanken brachten:
•	 Nach	 der	 Abschottung	 der	 DDR	 durch	
den Bau der Berliner Mauer im August 
1961 war es zum einen die steigen-
de Zahl von Ausreisewilligen, die eine 
wachsende Ablehnung des politischen 
Systems signalisierte. Da die Zugänge zu 
Informationen kaum kontrollierbar wa-
ren, wussten die Menschen in der DDR – 
vornehmlich über Fernsehen, aber auch 
über Rundfunk – relativ gut Bescheid 
über die Situation der BRD und ihre bes-
seren Lebensbedingungen. 
•	 Zum	anderen	waren	 es	 die	wachsenden	
Schwierigkeiten der ostdeutschen Wirt-
schaft, die international außerhalb des 
Ostblocks kaum konkurrenzfähig war – 
nicht zuletzt wegen ihrer strukturell ge-
ringeren Produktivität.
•	 Vor	allem	aber	gab	es	auch	innerhalb	der	
DDR eine wachsende kritische Einstel-
lung in intellektuellen Kreisen, insbeson-
dere im Umfeld der evangelischen Kir-
che. Diese waren einerseits beeinflusst 
durch die europäische und internationa-
le Friedensbewegung und andererseits 
durch eine zunehmende Kritik an der 
Umweltsituation in der DDR. 
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Die Abschottungspolitik der DDR-Führung 
führte langsam aber sicher zu einem Bruch 
der Intelligenz mit dem politischen System: 
Nachdem über den kritischen Sänger und 
Dichter Wolf Biermann bereits 1965 ein 
totales Auftritts- und Publikationsverbot 
verhängt worden war, erfolgte 1976 seine 
Ausweisung. Das Image der DDR, die – ins-
besondere bei den links orientierten Intel-
lektuellen, die nach 1945 bewußt die DDR 
als neue „Heimat“ gewählt hatten – , als das 
politisch fortschrittlichere System im Ver-
gleich zur BRD, die personell lange Zeit als 
in der Kontinuität des NS-Regimes stehend 
angesehen wurde, verlor angesichts der 
politischen und gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit zunehmend an „Glanz“. Dazu tru-
gen auch die 1968er-Bewegungen und die 
Reformpolitik der sozialliberalen Koalition 
unter Willy Brandt und Helmut Schmidt bei.
Insbesondere gab es eine wachsende Kritik 
an der Realität der Stadtentwicklung – nicht 
nur in großen Städten wie Ost-Berlin oder 
Leipzig, sondern auch in vielen kleineren 
Orten. Deren baulicher Zustand war ein 
wesentlicher Grund für die zunehmende 
Kritik am herrschenden System. Die Kritik 
in diesen Kreisen lief nicht auf eine direkte 
Übernahme der westlichen Überzeugun-
gen und Vorstellungen hinaus, sondern war 
eher einer Suche nach einem „dritten Weg“ 
– zwischen Kapitalismus und Sozialismus – 
verpflichtet. Interessanterweise gab es die-
se Kritik auch unter den städtebaulichen 
und sozialwissenschaftlichen Experten für 
Städtebau und Stadtentwicklung der DDR. 
Sie wurde allerdings nur intern artikuliert, 
drang nicht nach außen, weshalb diese Kri-
tik und die sie tragenden Personen auch 
nicht zu wirklichen, d. h. erkennbaren, Ak-
teuren des politischen und gesellschaftli-
chen Wandels wurden. Dies sollte für diese 
Experten nach der Wiedervereinigung di-
rekte Folgen haben, indem sie in aller Regel 
nicht mehr in Positionen des neu formier-
ten öffentlichen oder wissenschaftlichen 
Bereichs gelangten. Sie wurden mehr oder 
weniger ausgegrenzt, ganz im Unterschied 
zu den meisten Experten aus der NS-Zeit, 
die in der BRD nach 1945 – manche nach 
einer gewissen Karenzzeit – fast nahtlos ihr 
Wirken fortsetzen konnten.
Der Zustand der Stadtentwicklung, die Kri-
tik an den baulichen Zuständen und den 
damit verbundenen gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen der DDR zum Ende der 
1980er Jahre waren also ein wesentlicher 
Anstoß für gesellschaftlichen Wandel und 
politische Veränderungen. Um es in einem 
damals kursierenden Witz zusammenzufas-
sen: Die Berliner Mauer ist nicht wegen der 
schlechten Qualität des Betons eingefallen, 
sondern wegen des Drucks von innen.
5 Die Sowjetische Besatzungszone (SBZ), 
aus der ab 1949 – in Reaktion auf die Grün-
dung der BRD aus den drei Besatzungs-
zonen der westlichen Alliierten – die DDR 
entstand, hatte sich wie die BRD in der 
Nachkriegszeit der Notwendigkeit des Wie-
deraufbaus – insbesondere im Bereich der 
Wohnungsversorgung – zu stellen. Dies 
wurde durch die Aufnahme der Flüchtlin-
ge aus den ehemaligen deutschen Gebie-
ten noch dringender. Außerdem war die 
SBZ die einzige Besatzungszone, die von 
Reparationsmaßnahmen größeren Ausma-
ßes betroffen war, in ihrem Fall zugunsten 
der Sowjetunion. Auch war sie durch die 
Zonengrenze, die ab 1949 immer mehr zu 
einer befestigten Grenze wurde, von wich-
tigen wirtschaftlichen und verkehrlichen 
Verbindungen, wie sie im Deutschen Reich 
bestanden hatten, abgeschnitten. Sie muss-
te gewissermaßen ein neues räumliches 
Gefüge für das Land als Ganzes schaffen, 
insbesondere für die einzelnen Städte in 
einem neuen Städtesystem.
„Auferstanden aus Ruinen und der Zukunft 
zugewandt …“ – diese ersten Worte der neu-
en Nationalhymne, verfasst von Johannes 
R. Becher, mussten in der DDR gewisser-
maßen auch räumlich umgesetzt werden. 
Der Wiederaufbau der Städte, der auch als 
ein gesellschaftlicher Neuaufbau verstan-
den werden sollte, konnte einerseits auf 
sowjetische Vorbilder (stalinistischer Zu-
ckerbäckerstil) zurückgreifen. Andererseits 
wurde anfänglich aber auch versucht, eine 
Architektur nationaler Tradition als Ansatz 
einer bewussten Übernahme nationaler 
und regionaler Baukultur zu ent wickeln. 
Beispiele dafür sind die Stalin-Allee in Ber-
lin, Bauten in Rostock, das zudem zu einem 
nationalen Überseehafen ausgebaut wurde, 
oder Wohnbauten in Leipzig. Die Wohnun-
gen – etwa in der Stalinallee – hatten einen 
eher bürgerlichen Zuschnitt, der nun auch 
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den Arbeitern zugänglich gemacht werden 
sollte. Dies blieb häufig aber nur Anspruch.
Es gab in der DDR von Anfang an Beispiele 
des Wiederaufbaus, die sich an den Zielen 
der Moderne orientierten, wie sie in der 
Charta von Athen (1933) niedergelegt wor-
den waren – ähnlich wie in der BRD und 
auch weltweit. Angelehnt an Gedanken Le 
Corbusiers wurde darin eine konsequente 
städtebauliche Trennung der Grundfunktio-
nen von Arbeiten, Wohnen und Erholen ge-
fordert und konzipiert. Am konsequentes-
ten ist dies wohl in Magdeburg umgesetzt 
worden – durch große, breite Boulevards, 
eingerahmt von großen Wohnblöcken und 
umgeben von großzügigen Grünflächen. 
Dies war der bewusste Gegensatz zu den 
durchmischten Stadtteilen der Gründerzeit, 
die nicht zuletzt wegen dieser Mischung 
zwar eine urbane Vielfalt ausstrahlten, aber 
gleichzeitig auch städtisches Elend der Ar-
beiter bei den Wohnverhältnissen aufwie-
sen. Insofern griffen die Architekten und 
Städteplaner der DDR neben regionalen 
Bautraditionen auch die sozialreformeri-
schen Zielsetzungen der Zwischenkriegszeit 
auf. Sie stellten ihre nun sozialistisch ge-
nannten Ziele in diese Tradition in bewuss-
ter Absetzung gegenüber den als bürgerlich 
bezeichneten Stadtteilen der Gründerzeit. 
Allerdings konnte auf deren Wohnungs-
bestand – sofern er die Zerstörungen des 
Weltkrieges überstanden hatte – nicht ver-
zichtet werden. Allerdings wurden diese 
Bestände baulich nicht gepflegt, geschwei-
ge denn saniert, wie es im Laufe der Zeit in 
der BRD der Fall gewesen ist. Wo sie nicht 
mehr gehalten werden konnten, wurden sie 
abgerissen und durch Häuser ersetzt, die 
in industrieller Bauweise errichtet wurden 
– anfangs noch baulich angepasst, später 
häufig nur noch unter Gesichtspunkten der 
Wirtschaftlichkeit gestaltet. Dies geschah in 
Plattenbauweise mit industriell vorgefertig-
ten Betonplatten. Diese Bauweise kam glei-
chermaßen auch bei Planung und Bau von 
neuen Wohnsiedlungen am Rande der Städ-
te zum Einsatz. So entstanden größtenteils 
in Hochhausbauweise Wohnmaschinen, die 
zwar eine relativ hohe Wohnqualität hatten 
(insbesondere Küche und Bad mit fließend 
warmem und kaltem Wasser sowie Zent-
ralheizung), aber kaum Anklänge an die 
urbane Qualität der alten Stadtstrukturen 
aufwiesen. Sie wurden jedoch wegen der 
Wohnqualität gegenüber den nicht moder-
nisierten Altbauwohnungen immer stärker 
nachgefragt. Die Vergabe dieser Neubau-
wohnungen wurde des Öfteren zu einem 
gesellschaftlichen Verteilungsakt. Es ent-
standen – ähnlich wie in anderen Ländern 
des Ostblocks – Satellitenstädte, die nicht 
ohne Absicht einen bewussten gesellschaft-
lichen Gegensatz zu den alten Stadtstruk-
turen bilden sollten. In der DDR war Halle-
Neustadt eines der bekanntesten Beispiele. 
Es wurde von Anfang an intensiv propagan-
distisch begleitet.
Da die Neubaugebiete keine individuellen 
Grünflächen erlaubten, entwickelte sich in 
der DDR – aufbauend auf die Schrebergär-
ten der Gründerzeit, die damals den Ersatz 
für fehlendes Grün in den dicht bebauten 
Wohngebieten liefern sollten – jetzt eine 
Freizeitkultur im Grünen als individueller 
Verwirklichungsraum gegenüber den Groß-
siedlungen und ihren weiten, sie umgeben-
den Grünflächen. In Anlehnung an die in 
der Sowjetunion weit verbreitete Kultur des 
Ferienhäuschens im Grünen im Umfeld der 
Städte – den Datschen – verbreitete sich in 
der DDR Ähnliches. Es entstand eine Dat-
schenkultur. Sie erlaubte ein Maß an räum-
licher Individualität, individueller Freiheit, 
Eigengestaltung und Besitz, sie schuf und 
erlaubte gesellschaftliche Nischen, wenn 
nicht gar eine individuelle und politische 
Rückzugskultur. Solches war sonst im Be-
reich des Wohnens in den Städten – zumal 
unter dem vorgegebenen Ziel der sozialisti-
schen Lebensweise – kaum oder sogar eher 
nicht möglich. Die Wohnungen in den Neu-
baugebieten wurden zudem nur vermietet. 
So entstand ein deutlicher Unterschied zu 
den ländlichen Gebieten, in denen sich pri-
vates Eigentum trotz aller Sozialisierungs-
bemühungen bei der Kollektivierung (Kol-
chosisierung) der Landwirtschaft erhalten 
konnte.
6 Gänzlich anders verlief die Entwicklung 
in der BRD, in der sich im Zuge des „Wirt-
schaftswunders“ mit dem Anwachsen des 
privaten Wohlstandes – intensiv gefördert 
durch steuerliche Subventionen – der sä-
kulare Trend der Suburbanisierung entwi-
ckelte. Vorangetrieben wurde dieser Trend 
durch den Bau von Eigenheimen, insbeson-
dere Einfamilienhäusern, was zunehmend 
auch als ein Problem der Siedlungsstruktur 
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angesehen wurde. Der Suburbanisierung 
des Wohnens folgte eine entsprechende der 
Industrie- und Gewerbebetriebe. Allerdings 
gab es auch in der BRD von Anfang an 
Großsiedlungen, die guten und erschwing-
lichen Wohnraum für breite Bevölkerungs-
kreise zur Verfügung stellen sollten. Aus 
Gründen, die hier nicht vertieft zu erörtern 
sind, wurden diese häufig zu städtebau-
lichen Problemgebieten, zu sozialen Brenn-
punkten, nicht zuletzt wegen ihrer sozialen 
Zusammensetzung, aber auch durch gesell-
schaftliche Stigmatisierungsprozesse.
Dies war in der DDR nicht der Fall, denn 
deren Neubaugebiete waren wegen der 
Qualität der Wohnungen begehrt. Dort 
wohnten die in der Gesellschaft Erfolgrei-
chen. Durch die Konzentration des Woh-
nungsbaus auf die Neubaugebiet am Rande 
der Städte bei gleichzeitiger Vernachlässi-
gung des Altbaubestandes in den Stadtker-
nen, die Verlagerung der Erholungsfunktion 
auf die Datschen im Umfeld der Städte so-
wie das Vorhandensein oder die Platzierung 
der meisten Industriearbeitsplätze in den 
Randbereichen der Städte entstand in der 
DDR eine ganz spezifische Stadtstruktur: 
Das soziale Leben spielte sich im Alltag – 
auch am Wochenende – hauptsächlich au-
ßerhalb der Innenstädte ab. Wohnen, Arbei-
ten und Erholen legten sich als städtische 
Lebenswirklichkeit um die alten Stadtstruk-
turen herum. Zwar waren diese noch vor-
handen, wurden ansatzweise auch durch 
neue angepasste Plattenbauten ergänzt. 
Die Stadtmitte war in vielen Fällen noch 
das Zentrum des gesellschaftlichen (öffent-
liche Verwaltungen), kulturellen (Theater 
etc.) und spirituellen/religiösen (Kirchen) 
Lebens, denn in den Neubaugebieten gab 
es keine kirch lichen Neubauten. Aber für 
einen großen Teil der Bevölkerung spielte 
sich ihr privates und gesellschaftliches Le-
ben außerhalb der alten Stadtmitte ab. Dies 
hatte zur Folge, dass bis auf wenige Fälle der 
Sanierung einzelner Straßen oder besonde-
rer baulicher Objekte – zu nennen wären 
etwa einzelne Prestigeobjekte in Berlin (Ni-
colaiviertel oder Husemannstraße auf dem 
Prenzlauer Berg), teilweise auch welche in 
Leipzig und Dresden – die Innenstädte der 
DDR von Zerfall bedroht waren und vor 
dem drohenden Abriss standen (z. B. Er-
furt). So war es der DDR zwar gelungen, im 
erheblichen Umfang neue Wohnungen zu 
schaffen, auch wenn die Standards durch 
ökonomisch bedingte Ra tionalisierungen 
immer mehr vom Anspruch der Bereit-
stellung bürgerlicher Wohnkultur für die 
„Arbeiter und Bauern“, wie etwa in der 
Stalinallee, abrückte. So drohte in ihren 
Städten ein Niedergang städtischer Wohn-
kultur alter bürgerlicher Prägung – wohl 
nicht ohne politische Absicht. Allerdings 
waren viele der nicht sanierten Altbauge-
biete in Berlin, Leipzig und Dresden auch 
Refugien von Menschen, die systemkri-
tisch eingestellt waren und die wegen des 
Zerfalls dieser historischen Bausubstanz 
in ihrer kritischen Einstellung gegenüber 
dem System der DDR nur gestärkt wurden. 
Sie fanden dort ihre gesellschaftliche und 
individuelle Nische, so wie die Bewohner 
der Neubaugebiete sie in ihren Wohnungen 
und Datschen fanden – jenseits aller Ideale 
sozialistischer Lebensweise, die eigentlich 
auch mit Hilfe von Stadtplanung und Woh-
nungsbau gestützt, wenn nicht gar verwirk-
licht werden sollte. In Wirklichkeit war die 
DDR, wie gesagt, eine Nischengesellschaft. 
Und dies schlug sich auch in den städti-
schen Lebenswirklichkeiten nieder.
Zusammenfassend war die Situation der 
Städte der DDR unmittelbar vor der Wende 
charakterisiert durch:
•	 zerfallende	 Innenstädte,	 insbesondere	
die großen Gründerzeitgebiete (1880 ff.);
•	 langsam	 zerfallende	 Altbausubstanz,	
insbesondere bei historischem Baube-
stand;
•	 große	 Neubaugebiete	 in	 industrieller	
Plattenbauweise in Form von Schlafstäd-
ten am Rande der Städte;
•	 Verlust	 städtischen/urbanen	 Lebens	 in	
den Innenstädten, wobei dies in den 
kleineren Städten besonders prekär war;
•	 problematische	 Umweltsituation	 durch	
Emissionen der Industriebetriebe im 
Umfeld der Städte und durch die nicht 
modernisierten Heizungen der Altbau-
ten;
•	 Formen	 von	 Devastierung	 des	 städti-
schen Umlandes durch Industriebe-
triebe und industrielle Landwirtschaft 
– eine andere Form von Zersiedlung, wie 
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Andererseits boten dörfliche Strukturen 
bei geringer Produktivität und unterstützt 
durch die Quersubventionierung aus den 
landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (LPGs oder Kolchosen) viele 
Arbeitsplätze und eine funktionierende so-
ziale Infrastruktur. Damit wurde auch eine 
Angleichung der ländlichen Lebensverhält-
nisse an die der Städte angestrebt und teil-
weise auch erreicht, wie sie schon im Kom-
munistischen Manifest gefordert worden 
war. Last not least: Fast alle erwachsenen 
Einwohner der DDR waren beruflich tätig. 
Die Erwerbsbeteiligung der Frauen wur-
de durch eine flächenhafte Versorgung mit 
Kinderkrippen und Kindergärten ermög-
licht, aber auch angestrebt. Dies war die 
DDR-Variante gleichwertiger Lebensver-
hältnisse, deren Verwirklichung auch in der 
BRD Ziel der räumlichen Entwicklung und 
Planung war und ist. 
7 Innerhalb der DDR war die Situation der 
Städte zwar zunehmend Stein des Anstoßes 
für die Systemkritiker, aber deren Kritik 
war nicht Gegenstand einer öffentlichen 
Diskussion. In der öffentlichen Diskussion 
wurde in den 1970er- und 1980er-Jahren 
stattdessen die Lösung der Wohnungsfrage 
als ein soziales Problem breit thematisiert – 
ähnlich wie im Bereich der Landwirtschaft 
der Kampf um die Sicherung der Ernte und 
die dabei kollektiv errungenen Erfolge.
Auch auf der von der DDR im Oktober 1988 
in Leipzig ausgerichteten Sixth Conference 
on Urban and Regional Research der Eco-
nomic Commission for Europe (ECE) der 
UN – eines der seltenen Ost-West-Foren, 
auf dem die BRD wie die DDR mit Exper-
ten aus Wissenschaft und Praxis vertreten 
waren – verwies der Bauminister der DDR 
bei der Eröffnung gegenüber den Delegier-
ten aus allen Ländern Europas stolz darauf, 
dass sich die DDR seit 1971 (Beschluss des 
8. Parteitages der SED) bemüht habe, die 
Wohnungsfrage als soziales Problem durch 
den kontinuierlichen Bau von Wohnun-
gen anzugehen. Man hoffe, „diese Frage“ 
bis 1990 (am Ende dieses Jahres gab es be-
kanntlich die DDR nicht mehr) zu lösen – 
durch industriell errichtete Wohnsiedlun-
gen in Plattenbauweise. Erst jüngst – also 
1988 – sei, so der Minister, im Rahmen die-
ses Programms die dreimillionste Wohnung 
an eine Arbeiterfamilie in Berlin überge-
ben worden. Er verwies auch auf die An-
strengungen der DDR bei der Erneuerung 
von Innenstädten, die „besser und besser“ 
werden, wobei er insbesondere auf die Be-
mühungen bei Neubau und Innenstadtsa-
nierung in Berlin hinwies, was unter Be-
teiligung von Bauarbeitern aus allen Teilen 
des Landes geschehen sei. Unabhängig von 
dem Ausmaß und der Qualität dieser Bemü-
hungen zur 750-Jahrfeier Berlins (1987), die 
insbesondere das sogenannte Nicolaiviertel 
wieder in einer Mischung aus historischer 
Rekonstruktion und angepasstem Neubau 
mit Betonfertigteilen „auferstehen“ ließen, 
wird durch den Hinweis auf die Konzent-
ration der Bauarbeiter aus allen Teilen des 
Landes in Berlin deutlich, dass Stadter-
neuerung in der DDR aus wirtschaftlichen 
Gründen nur bei einigen wenigen Prestige-
objekten erfolgen konnte. Derweil zerfielen 
in vielen anderen Städten weite Bereiche 
der Altbaugebiete und sollten in der Form 
von Flächensanierung mit anschließendem 
Neubau saniert werden. Der Widerspruch 
zwischen Erfolgsmeldungen beim Neubau 
von Wohnungen in Neubaugebieten und 
dem Zerfall weiter Bereich der Innenstädte 
wurde als gesellschaftliches Problem nicht 
offen thematisiert, schon gar nicht von ei-
nem verantwortlichen Minister. Aber wer 
gewohnt war, die Wahrheit zwischen den 
Zeilen zu entdecken, konnte auch die Wi-
dersprüche erkennen.
Auch die Präsentation des Leipziger Stadt-
architekten auf der erwähnten ECE-Tagung 
ließ nur andeutungsweise erkennen, wel-
che städtebaulichen und gesellschaftlichen 
Probleme mit dem Verfall der Altbausub-
stanz verbunden waren. Dabei erwähnte 
er als Lösung zwar auch die Sanierung der 
alten Bausubstanz, verwies insgesamt aber 
eher auf deren Abriss als auf deren Erhalt 
und infolgedessen auf Neubau mittels in-
dustrieller Fertigung. Damit verwies er auf 
die städtebauliche Orientierung, die zu-
künftig umgesetzt werden sollte. Nach dem 
Fall der Mauer im Jahr 1990 – in der Zeit 
der ersten demokratisch gewählten Regie-
rung der DDR – war es ein Film des DDR-
Fernsehens über die Altbaugebiete Leipzigs, 
der das Ausmaß des Verfalls einer breiteren 
Öffentlichkeit präsentierte. Den kontinuier-
lichen Verfall der Altbausubstanz zu thema-
tisieren und daran Kritik zu üben, war also 
erst unmittelbar vor der Wiedervereinigung 
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– in dieser quasi Zwischenzeit – möglich. 
Auf die Frage der Reporterin an denselben 
Leipziger Stadtarchitekten, warum man im 
Wissen um den Verfall nichts unternom-
men habe, antwortete dieser, auch sie – die 
Reporterin – stelle diese Frage erst jetzt. 
Zwischen Wissen und Handeln hatte die 
Steuerung durch staatlich hergestellte und 
kontrollierte mediale Öffentlichkeit gestan-
den, obwohl man in vielen Bereichen um 
die Probleme der Stadtentwicklung wusste.
8 Es gab also in der DDR durchaus ein 
Wissen um die wirklichen Entwicklungen 
in den Städten – großen wie kleinen. Aber 
aus strukturellen und ökonomischen Grün-
den war es mehr oder weniger nur möglich, 
mittels industrieller Fertigbauweise Neu-
bauten oder Flächensanierungen vorzu-
nehmen. Diese ökonomische Vorgabe und 
die daraus folgende städtebauliche Konstel-
lation, die ein gesellschaftliches Dilemma 
mit enormer räumlicher Wirkung darstellte, 
wurde auch in einer Studie des Instituts für 
Städtebau und Architektur der Bauakade-
mie der DDR aufgegriffen, thematisiert und 
kritisiert. Diese war noch vor dem Fall der 
Mauer begonnen und „zufälligerweise“ (?) 
im November 1989 – also in der Endphase 
der DDR – fertiggestellt worden. Das zeigt, 
dass sich bereits vor den entscheidenden 
Tagen im Herbst des Jahres 1989, die das 
Ende der DDR einläuteten, in den entspre-
chenden Fachkreisen des Städtebaus ein 
Ende der kritiklosen Übernahme von poli-
tischen Vorgaben und den damit verbunde-
nen Sichtweisen abzeichnete.
Unter dem komplizierten, aber eben auch 
unverfänglichen Titel „Städtebauprognose – 
städtebauliche Grundlagen für die langfris-
tige intensive Entwicklung und Reproduk-
tion der Städte“ wurde sie intern vorgelegt, 
diskutiert und dokumentiert, aber nicht 
veröffentlicht und auch nicht öffentlich dis-
kutiert. In ihr wurde in komplizierter, vor-
sichtiger Sprache Kritik an der einseitigen 
Städtebaupraxis geübt, die nur die Lösung 
der Wohnungsfrage im Blick, aber „eine 
proportionale Entwicklung und Erhaltung 
anderer städtischer Funktionen und Gebie-
te nicht im vollen Umfang gewährleistet“ 
habe. Deshalb solle eine Neuorientierung 
der „städtebaulichen Strategie“ erfolgen, 
die insbesondere auf die Stadtzentren ge-
richtet sein sollte. Diese würden im Bermu-
dadreieck zwischen Arbeitsplatz, Wohnung 
und Datscha – den Funktionen der Charta 
von Athen – untergehen. Wie weit diese kri-
tische Sichtweise bei den Fachleuten der 
DDR vorhanden und verbreitet war, wurde 
auf einer Tagung auf Einladung der Bau-
akademie der DDR in Ost-Berlin im Janu-
ar 1990 erkennbar, bei der zum ersten Mal 
Experten aus Ost- und Westdeutschland zu 
einem Erfahrungsaustausch zum Thema 
„Gesellschaftskonzeption und Stadtent-
wicklung“ zusammentrafen. Sie wussten 
früher um die Probleme, aber ihre fachliche 
Expertise fand keinen Weg in die Öffentlich-
keit, geschweige denn in die Umsetzung, da 
sie nicht der offiziellen Linie entsprach. 
Der Ausspruch Hegels „Die Eule der Mi-
nerva beginnt erst mit der einbrechenden 
Dämmerung ihren Flug“, wonach Erkennt-
nis erst post festum entstehe, wurde durch 
diese „Städtebauprognose“ eindrücklich 
belegt – traf aber auf die DDR insgesamt zu. 
Erst an ihrem Ende war es möglich, Fehl-
entwicklungen zu erkennen. Zuvor war es 
wegen des Selbsterhaltungsdrangs des po-
litischen Systems der DDR nicht möglich, 
kritische Erkenntnisse über die soziale Rea-
lität öffentlich zu artikulieren. Diese gesell-
schaftliche Widersprüchlichkeit konnte nur 
in individuellen Nischen der Gesellschaft 
ausgehalten oder ausgesessen werden. 
Aber als in der Dämmerphase der DDR 
nicht nur intern, sondern auch öffentlich 
Kritik vorgetragen werden konnte – nicht 
zuletzt auf Basis der genauen Kenntnis der 
gesellschaftlichen Entwicklungen, in unse-
rem Falle der Stadtentwicklung – da war es 
eigentlich zu spät. Das politische System 
der DDR brach zwar nicht sofort zusam-
men, sondern wurde langsam abgewickelt 
oder besser gesagt abgelöst durch die Über-
nahme der politischen Strukturen der BRD. 
Das Wissen der Experten der DDR, das sich 
gewissermaßen erst post festum artikuliert 
hatte, wurde dann wegen Ihrer Kontami-
nation mit dem früheren politischen Sys-
tem nicht mehr nachgefragt, so sehr sie in 
manchen Fällen auch interne Kritik an der 
offiziell verfolgten Politik geäußert haben 
mochten. Dies gilt insbesondere für Bernd 
Grönwald, den Leiter des Instituts für Städ-
tebau und Architektur der Bauakademie, 
der für sich persönlich keinen Ausweg 
sah und fand und sich deshalb das Leben 
nahm. Manch anderen gelang es zwar, in 
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die neuen Strukturen integriert zu werden, 
aber nicht mehr an leitender Stelle. 
9 Ende des Jahres 1990 kam es zur deut-
schen Einheit. Bereits Mitte des Jahres war 
die D-Mark in der noch bestehenden DDR 
eingeführt worden. Damit war der Weg frei 
für die Wiedervereinigung im Sinne eines 
Anschlusses der DDR an die BRD durch 
ihren Beitritt zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes der BRD. Alle anderen Über-
legungen, die insbesondere in manchen 
Intellektuellen-Kreisen der DDR gepflegt 
worden waren, die DDR als eigenständi-
ges politisches System, das an die besseren 
Traditionen des Sozialismus anknüpfen 
sollte, zu erhalten und mit einer eigenen, 
eher sozialen Orientierung denn mit einer 
Anpassung oder gar Übernahme der kapi-
talistischen Marktorientierung der BRD zu 
gestalten, waren durch die normative Kraft 
des Faktischen obsolet geworden.
Zugleich wurde das ganze notwendige Aus-
maß an Investitionen für den Bereich der 
Stadterneuerung erkennbar. Damit ver-
bunden war die Erkenntnis, dass einerseits 
gerade im Unterschied zur BRD noch weit-
gehend alte Stadtsubstanz vorhanden war, 
es andererseits in aller Regel aber schon 
„kurz vor zwölf “ war, weshalb nur soforti-
ge Maßnahmen deren Erhalt noch sichern 
konnten. Dies geschah in manchen Städten 
durch vorrangige Sanierung der Dächer, um 
den voranschreitenden Zerfall aufzuhalten, 
bevor an die Sanierung der darunter liegen-
den Bausubstanz gegangen werden konnte.
Allerdings konterkarierte das in einer An-
lage zum Einigungsvertrag als Regelfall 
gesetzte Prinzip der Rückübertragung von 
Besitz an rechtmäßige Eigentümer vor dem 
Entschädigungsprinzip häufig die um-
gehende Instandsetzung. Denn in vielen 
Fällen nahmen die Verfahren der Rück-
übertragung viel Zeit in Anspruch, da sich 
entweder Eigentümer aus verschiedenen 
historischen Phasen meldeten oder Eigen-
tümer – insbesondere jüdische – nicht mehr 
lebten und Erben nur schwer zu finden wa-
ren. Das hatte zur Folge, dass insbesondere 
in den Innenstädten nicht sofort genügend 
Flächen für den Ausbau einer modernen 
Versorgungsinfrastruktur zur Verfügung 
standen. Deshalb zogen es die großen, jetzt 
privaten Versorger vor, auf der „grünen Wie-
se“ vor den Städten große Einkaufszentren 
aus dem Boden zu stampfen. Die Akzeptanz 
dieser an westlichen Maßstäben orientier-
ten Zentren war bei der Bevölkerung groß. 
Entsprechend hatten die Versorger ein gro-
ßes wirtschaftliches Interesse daran, in den 
neuen Bundesländern Fuß zu fassen, sich 
neue Märkte zu erschließen.
Gerade solche Einkaufszentren vor den To-
ren der Stadt wurden im Westen im Hinblick 
auf die Konkurrenz zu den Innenstädten als 
sehr kritisch eingeschätzt. Deshalb beur-
teilten westdeutsche Städtebauexperten, 
wenn sie als Berater im Transformations-
prozess des Ostens herangezogen wurden, 
diese Auslagerung als problematisch für 
den Erhalt der Urbanität. Sie meinten, vor 
diesen im Westen bereits begangenen Feh-
lern warnen zu müssen, um ähnliche Ent-
wicklungen im Osten zu vermeiden. Aber 
das ganze Gegenteil trat ein: Wegen der 
Schwerfälligkeit der rechtlichen Abwick-
lungen und der dringenden Notwendigkeit, 
möglichst schnell effiziente und attrakti-
ve Nahversorgungsstrukturen zu schaffen, 
entstanden fast überall vor den Toren der 
Städte Einkaufszentren. Urbane Strukturen 
in den Innenstädten entwickelten sich in 
der Folge nur sehr schwer – in großen wie 
in kleineren Städten.
10 Eine andere städtebauliche Situation 
– die der großen Neubaugebiete am Rande 
der Städte, deren urbane Qualität als ge-
ring angesetzt wurde – wurde anfänglich 
ähnlich intensiv diskutiert unter der Frage, 
ob sie bestehen bleiben sollten. Allerdings 
konnten aus dem Stand keine Alternativen 
geschaffen werden. Letztendlich wurde da-
für keine generelle Lösung gefunden. Die 
meisten sind inzwischen – nicht zuletzt 
energetisch – saniert und um die bisher 
defizitären Versorgungsstrukturen für den 
häuslichen Bedarf ergänzt worden. In eini-
gen Fällen sind aber auch Wohnblöcke ab-
gerissen worden. Dies geschah in Gebieten, 
wo sich große Leerstände ergeben hatten, 
nachdem viele Bewohner bedingt durch 
die berufliche Situation weggezogen waren 
oder anderweitig Wohnraum – auch im Pri-
vateigentum – gefunden hatten.
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All dies ereignete sich nicht sofort, sondern 
war Teil eines sich hinziehenden Transfor-
mationsprozesses, der – darauf wird noch 
zurückzukommen sein – heute noch nicht 
abgeschlossen ist. Die mit dem Transforma-
tionsprozess verbundenen Schwierigkeiten 
waren abzusehen, weshalb im Rückblick 
die bereits berufene Aussage von Bundes-
kanzler Helmut Kohl, innerhalb kürzerer 
Zeit werde es „blühende Landschaften“ im 
Osten geben, zwar als politisch gewünschte 
verständlich, als unmittelbar umzusetzende 
jedoch unrealistisch war. Außerdem wurde 
immer deutlicher, dass die für die Trans-
formationsprozesse in Ostdeutschland 
notwendigen strukturellen Veränderungen 
nicht aus der Portokasse zu finanzieren 
sein würden. Vielmehr werde es im wie-
dervereinigten Deutschland großer finan-
zieller Investitionen und Umschiffungen 
in den öffentlichen Haushalten bedürfen, 
um die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse auch im Osten zu verwirklichen. Dies 
wünschte nicht nur die dortige Bevölke-
rung, sondern wird auch im Grundgesetz 
der Bundesrepublik gefordert.
Jenseits der Notwendigkeit, die städtebau-
lichen Probleme in den Innenstädten wie 
in den Neubaugebieten anzugehen, stan-
den in den neuen Ländern andere Proble-
me stärker im Fokus der Öffentlichkeit. Ich 
meine die Umstrukturierung der Wirtschaft. 
Denn die schnelle Einführung der D-Mark 
in der noch bestehenden DDR bedeutete 
für viele Industriezweige deren schnelles 
Ende. Mit ihren Produkten zu D-Mark-Prei-
sen fanden sie insbesondere in Osteuropa 
kaum mehr Absatzmöglichkeiten. Anders 
erging es dem Westen, dessen Produkte nun 
auch im Osten abgesetzt werden konnten, 
was zu einem wirtschaftlichen Boom ange-
sichts der steigenden Nachfrage dort führ-
te – insbesondere nach Autos, aber auch 
nach zahlreichen anderen Konsumartikeln. 
In weiten Teilen Ostdeutschlands kam es 
zu einer Deindustrialisierung mit weitrei-
chenden Folgen für die in den betroffenen 
Industrien Beschäftigten. Die Zahl der Ar-
beitslosen wuchs bedenklich. Dies betraf 
insbesondere die mittlere Generation und 
vor allem die weiblichen Beschäftigten – 
weniger die Älteren, die alsbald vergleichs-
weise gute Renten erhielten, und weniger 
auch die Jüngeren, denen sich in der Bun-
desrepublik völlig neue Optionen eröffne-
ten, sofern sie eine berufliche Qualifikation 
besaßen und den Mut zur Mobilität.
11 Bald nach der deutschen Wiederver-
einigung wurde immer deutlicher, dass die 
gesellschaftlichen und politischen Transfor-
mationsprozesse – also die Angleichung der 
Lebensverhältnisse in den neuen Ländern 
an die der alten wohlgemerkt und nicht 
umgekehrt sowie der grundlegende Wandel 
des politischen Systems – ein gesellschaft-
liches Realexperiment sondergleichen wa-
ren, das möglichst schnell und umfassend 
wissenschaftlich untersucht werden sollte. 
Initiiert durch das Bundesforschungsmi-
nisterium wurde – in Anlehnung an eine 
Enquete aller Bereiche von Politik und Ge-
sellschaft in den 1970er Jahren – die Kom-
mission für die Erforschung des sozialen 
und politischen Wandels in den neuen 
Bundesländern (KSPW) ins Leben gerufen. 
Eine Berichtsgruppe beschäftigte sich mit 
der „lokalen und regionalen Dimension 
politischen und sozialen Wandels“. Eine re-
alistische Bestandsaufnahme und eine fun-
dierte Perspektive für die weitere Entwick-
lung war das Desiderat der Stunde.
Schon kurz nach der Wiedervereinigung 
hatte sich nämlich herausgestellt, dass der 
rein statistische Vergleich der beiden Wirt-
schaftssysteme, wonach die BRD weltweit 
die 3. und die DDR die 10. Position einneh-
me, bezogen auf die DDR ein statistisches 
Artefakt war, wenn dem nicht gar ein sys-
tematisches Vertuschen oder Verfälschen 
zugrunde lag. Die scheinbar einfache Rech-
nung, dass ein sehr starkes gesellschaftli-
ches System mit einem starken fusioniere 
und dass aus dieser Verbindung ein noch 
stärkeres entstehe, erwies sich zunehmend 
als eine Milchmädchenrechnung. Ähnlich 
realistisch hatte zum Ende der DDR auch 
die bei der zentralen Planungskommissi-
on angesiedelte Forschungsstelle für Terri-
torialplanung argumentiert, dass nämlich 
die ökonomischen Unterschiede zwischen 
Ost und West sehr viel gravierender seien 
als die der Infrastruktur. Dabei ließ sich 
diese positive Sichtweise sicherlich stärker 
auf die soziale Infrastruktur denn auf die 
technische beziehen. Es zeigte sich immer 
mehr, dass die Angleichung der Lebensver-
hältnisse sehr viel längere Zeit in Anspruch 
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nehmen werde und sehr teuer werden wür-
de. Es wurde sogar die Frage aufgeworfen, 
ob der Osten Deutschlands nicht Gefahr 
laufe, sich statt in „blühende Landschaften“ 
in ein östliches „Mezzogiorno“ zu wandeln 
– d. h. in eine eigentlich nicht entwick-
lungsfähige Region ähnlich wie das südli-
che Italien, dessen Entwicklung trotz aller 
Bemühungen, trotz aller finanzieller Trans-
fers stagniere, insbesondere im Verhältnis 
zu den nördlichen Regionen Italiens.
Es ist deshalb nicht erstaunlich, dass sich 
in der öffentlichen Diskussion die Haupt-
aufmerksamkeit stets auf die wirtschaftliche 
Entwicklung konzentrierte – im Hinblick auf 
jeden Einzelnen heißt dies, ob er oder sie 
Arbeit hatte oder arbeitslos war. Es zeigten 
sich aber alsbald auch Unterschiede in regi-
onaler und lokaler Hinsicht, die nicht so im 
Blick der Öffentlichkeit standen, aber für die 
Einzelnen genauso bedeutsam waren, da sie 
die alltägliche Lebensumwelt betrafen. 
12 Der Bericht der KSPW zu lokalen und 
regionalen Dimensionen der Transformati-
onsprozesse, der 1996 veröffentlicht wurde, 
zeichnet Entwicklungslinien des Wandels 
nach, die sich nicht zuletzt aus dessen Plötz-
lichkeit und der fehlenden Vorbereitung auf 
die eingeleitete Umstrukturierung ergeben 
hatten. Es ist nicht erstaunlich, dass es ge-
rade im deutschen Kontext, in dem rechtli-
che Rahmenbedingungen und administra-
tive Zuständigkeiten seit jeher eine wichtige 
Rolle spielten und nach wie vor spielen, der 
Stadtentwicklung große Probleme daraus 
entstanden, dass es in den neuen Ländern 
anfänglich weder rechtlich verbindliche 
Planungen (Flächennutzungspläne) noch 
administratives Fachpersonal gab, diese zu 
erstellen, umzusetzen und zu administrie-
ren. Zwar gab es sehr schnell eine Fülle von 
Patenschaften zwischen Ländern, Kreisen, 
Städten und Gemeinden inklusive der „leih-
weisen“ Überlassung von Fachpersonal aus 
dem Westen – und dies nicht nur im Bereich 
der Stadtplanung –, gleichwohl brauchte es 
Zeit, die Planungsverfahren den neuen Er-
fordernissen der Rechtsordnung der BRD, 
die nach dem Oktober 1990 komplett auch 
für Ostdeutschland galt, anzupassen. So 
war gerade im Hinblick auf die Errichtung 
neuer Versorgungsstrukturen der Druck auf 
die Randlagen der Städte groß. Denn dort 
konnten schneller als in den Innenstäd-
ten Flächen zur Verfügung gestellt werden, 
unabhängig von den Problemen der Rück-
übertragungsverfahren, die sehr viel Zeit in 
Anspruch nahmen. 
Zugleich zeigte sich in größeren Städten 
wie Leipzig, Dresden oder Magdeburg, aber 
auch in Ost-Berlin – insbesondere bei den 
vom Krieg nicht zerstörten Altbaugebie-
ten – ein Modernisierungsstau von sechs 
Jahrzehnten. 
Die nach der Wiedervereinigung anlau-
fenden Umbau- und Neubaumaßnahmen 
hatten also den Effekt, dass sich die Stadt 
einerseits ausdehnte, weil vieles nur auf 
neuen Flächen außerhalb der bisherigen 
Stadtbebauung errichtet werden konnte. 
Andererseits konnte der Zerfall der Altbau-
gebiete nicht in jedem Fall mehr aufgehal-
ten werden, zudem schon zu DDR-Zeiten 
Teile abgerissen, aber nicht mehr ersetzt 
worden waren. Deshalb gab es parallel Dis-
persionsprozesse und Perforationstatbe-
stände, mit denen die Städte umzugehen 
hatten, was nicht in allen Fällen sofort und 
zufriedenstellend gelang.
13 Zwei weitere Entwicklungen sind 
anzuführen, die sich nicht direkt aus der 
Stadtstruktur ergaben, aber für die Men-
schen Ostdeutschlands von großer Bedeu-
tung waren und deshalb das Stadtleben 
grundlegend beeinflussten: 
•	 Zum	einen	 ist	das	 schlagartige	Anwach-
sen der Motorisierung zu nennen. Zwar 
hatte die DDR Autos produziert, aber 
für den Einzelnen war es gleichwohl mit 
langen Wartezeiten verbunden, ein Auto 
kaufen zu können. Zudem gab es im Ver-
hältnis zu den technischen Standards 
und Ausstattungen der Autos des Wes-
tens große Unterschiede. All dies führte 
zu einem Motorisierungsboom, auf den 
die Straßeninfrastruktur der DDR nicht 
eingerichtet war.
•	 Zum	 anderen	 gab	 es	 eine	 zunehmende	
Migration in den Westen, bedingt durch 
neue Mobilitäts- und Entwicklungschan-
cen, die es bisher nicht gegeben hatte, 
aber auch aus der Notwendigkeit heraus, 
sich einen neuen Arbeitsplatz suchen 
zu müssen. In vielen Fällen führte dies 
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nicht sofort zu einem Umzug. Vielfach 
wurde versucht, durch Pendeln – auch 
über größere Distanzen hinweg – den 
bisherigen Wohnsitz zu erhalten, was 
aber für von der alten Grenze weiter ent-
fernt Wohnende nicht infrage kam.
Insofern war ein zentraler Fokus der KSPW-
Studien auf das geänderte Verhalten gro-
ßer Teile der Bevölkerung gerichtet: Für 
die Menschen Ostdeutschlands hatten 
sich Möglichkeiten eröffnet, von denen 
sie zuvor in vieler Hinsicht ausgeschlos-
sen waren und die sie jetzt mit ihrer neu-
en Bewegungsfreiheit nutzten. Diese neuen 
Mobilitäten waren nachholende Entwick-
lungen, die aber in den Städten und Regio-
nen große Wirkung entfalteten.
Der Prozess der Deindustrialisierung, die 
für viele Bewohner der früheren DDR Ar-
beitslosigkeit bedeutete und die die allmäh-
liche Auflösung der dortigen nivellierten 
Mittelstandsgesellschaft einläutete, bedeu-
tete tiefe Einschnitte in die finanzielle Basis 
der Städte, die allerdings weitgehend durch 
Transfermittel aus dem Westen kompen-
siert wurden. Allerdings entwickelte sich 
bereits in dieser frühen Phase der Transfor-
mation eine Tendenz, die bis heute anhält: 
Regionen und Städte differenzierten sich 
stark aus, nachdem die regionalen und lo-
kalen Ausgleichs- und Entwicklungsmaß-
nahmen der DDR abgewickelt wurden, 
weil sie nach der Wiedervereinigung nicht 
mehr eingesetzt wurden. Dies galt für neu 
angesiedelte industrielle Standorte, die jetzt 
nicht mehr konkurrenzfähig waren, aber 
auch für Standorte, deren Substanz herun-
tergewirtschaftet worden war und die des-
halb nicht mehr gehalten werden konnten. 
Es entstand eine eigentümliche Konstel-
lation: Viele Regionen und Städte kehrten 
zu den Ausgangspositionen zurück, die sie 
1949 oder gar vor dem Krieg innehatten – 
eben durch den Wegfall der von der DDR 
induzierten Entwicklungen. Zugleich war 
zu erkennen, dass Städte, die auf eine lan-
ge „Tradition“ kontinuierlich entwickelter 
Industrie- und der sie begleitenden Infra-
struktur – einschließlich der Einrichtungen 
für Ausbildung und Forschung und den 
damit verbundenen „Human Resources“ 
– blicken konnten, sehr viel positivere Per-
spektiven entwickelten als andere, die hier 
Defizite aufwiesen. Diese Städte konnten 
auf immer noch vorhandene Begabungen 
und Strukturen zurückgreifen. In der Folge 
schwand die eher ausgeglichene Siedlungs-
struktur der DDR – bezogen auf die Städ-
te untereinander, aber auch bezogen auf 
die Verhältnisse zwischen Stadt und Land 
– immer stärker, was in einem deutlichen 
Gegensatz zu den Zielen der marxistisch 
orientierten, aber auch nicht durchgehend 
erfolgreichen Entwicklungspolitik stand. 
Es entwickelte sich einerseits ein Nord-
Süd-Kontrast – ähnlich wie in den 1970er 
Jahren in der BRD – indem einerseits sich 
alte Strukturen als persistent erwiesen 
und andererseits die ersatzlos wegfallen-
den Entwicklungsmaßnahmen der DDR 
Lücken der Entwicklung hinterließen, die 
nicht sofort geschlossen werden konnten. 
Ähnlich wie in der BRD kam es innerhalb 
des Städtesystems der neuen Bundeslän-
der in den einzelnen Städten zu sehr un-
terschiedliche Entwicklungen. Es gab nicht 
mehr einen einheitlichen oder ähnlichen 
Entwicklungspfad, sondern je nach Vergan-
genheit bzw. Tradition – d. h. bedingt durch 
die über die Zeit tradierten Potenziale und 
Veranlagungen – entwickelten sich spezifi-
sche eigene Wege. Dies kann man durchaus 
als Eigenlogik bezeichnen, obwohl die Ent-
wicklung eher historischen Konstellationen 
denn eigenen Anstrengungen zu verdan-
ken gewesen ist. Ähnlich wie in anderen 
ehemals sozialistischen Staaten entwickel-
ten sich insbesondere um einzelne Städte 
Wachstumspole, während die Entwicklung 
in anderen – speziell den ländlichen – Regi-
onen stagnierte, wenn nicht gar rückläufig 
war.
Innerhalb Ostdeutschlands fand nach der 
Einheit ein sehr spezieller Prozess statt: 
Die Dörfer hatten zu Zeiten der DDR durch 
die Landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften (LPG) eine sehr wichtige 
Stellung in wirtschaftlichen Abläufen ein-
genommen und waren entsprechend ge-
fördert worden. So hatten insbesondere die 
kleineren Städte eine bevorzugte Stellung 
eingenommen, die sie jedoch verloren, als 
sie nach der Wiedervereinigung nicht mehr 
auf die „Quersubventionierung“ ihrer Inf-
rastruktur durch die Nachfolgeorganisatio-
nen der LPGs bauen konnten. Denn diese 
konzentrierten sich nun nur noch auf ihre 
wirtschaftliche Tätigkeit als große land-
wirtschaftliche – jetzt privat organisierte 
und betriebene – Betriebe/Genossenschaf-
ten, wenn nicht gar neue Güter, die in ih-
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rer Struktur und Funktion denen von vor 
1945 gleichen. Diese Betriebe haben sich 
seither innerhalb Deutschlands zu den pro-
duktivsten landwirtschaftlichen Produkti-
onsstätten entwickelt. Ihre Größe und die 
Möglichkeit, durch hohen Maschinenein-
satz eine hohe Produktivität zu erreichen, 
hatten aber auch zur Folge, dass ihr Bedarf 
an Arbeitskräften sehr eingeschränkt ist. 
Dies brachte eine sehr spezielle Konstel-
lation hervor: In den ländlichen Regionen 
Ostdeutschlands existierten bis heute sehr 
profitable landwirtschaftliche Betriebe, 
während die Dörfer, in denen sie angesie-
delt sind, zunehmend veröden, da für viele 
Bewohner keine Arbeitsplätze mehr ange-
boten werden. 
Einen Boom kann die Ostseeküste als 
höchst attraktives Tourismusgebiet – nicht 
zuletzt als traditionelles Erholungsgebiet 
Berlins – vorweisen. Sie muss allerdings 
mit starken saisonalen Schwankungen und 
auseinanderklaffenden finanziellen Mög-
lichkeiten der Alteingesessenen und Zu-
gezogenen leben. Sofern die Dörfer nicht 
Kompensationen aus dem Tourismus und/
oder Zuzug von Städtern in Zweitwohnun-
gen erhielten – was sich nur im Umfeld der 
großen Städte, insbesondere Berlins, ent-
wickeln konnte – verfielen viele in einen 
„Schlaf“, der mancherorts bereits der Form 
mittelalterlicher Wüstungen nahe kommt. 
Durch die vergleichsweise geringen Distan-
zen in Deutschland, aber auch durch die 
Entdeckung dieser sich entleerenden Räu-
me als wichtige ökologische Ressource sind 
sie im europäischen Vergleich bislang nicht 
zu solch peripheren ländlichen Räumen 
geworden, wie wir sie aus anderen westeu-
ropäischen Flächenstaaten (insbesondere 
Frankreich und Spanien) kennen. Sie sind 
– gemessen an gesamteuropäischen Indi-
katoren – auch nicht in einem Zustand der 
Unterentwicklung, wie wir ihn inzwischen 
aus anderen osteuropäischen Ländern ken-
nen. Allerdings gibt es durch die Wiederver-
einigung in Deutschland wieder periphere 
Regionen, wie es sie zwar im Deutschen 
Reich gegeben hatte, die in der alten Bun-
desrepublik jedoch nur noch ansatzweise 
vorhanden gewesen waren – beispielsweise 
in den früheren Zonenrandgebieten oder 
anderen Grenzregionen, wobei aber Letz-
tere durch die europäischen Integrations-
prozesse völlig neue Entwicklungschancen 
nutzen konnten. 
All dies waren Entwicklungstendenzen, die 
sich bereits Mitte der 1990er Jahre bei den 
Transformationsprozessen erkennen lie-
ßen. Wie sieht es heute aus? Wie haben sich 
Städte und Regionen seither entwickelt?
14 Die Fülle der Berichte, Berichterstat-
tungen in der publizistischen Öffentlich-
keit, Übersichten wie Einzelfallstudien, ist 
schier unübersichtlich, weshalb es ratsam 
ist, auf offizielle Schriften zurückzugreifen, 
auch wenn sie in der Formulierung der je-
weiligen Problemlage eher zurückhaltend 
sind.
Es ist dann aber doch erstaunlich, dass der 
Stadtentwicklungsbericht 2012 der Bundes-
regierung – verfasst und verantwortet vom 
zuständigen Ministerium, dem Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung – auf die besonderen Probleme 
der Städte und Regionen Ostdeutschlands 
nicht mehr explizit eingeht. Anscheinend 
sind die Folgen der Wiedervereinigung für 
die Stadtentwicklung kein drängendes The-
ma mehr. Thematisch stehen darin Pro-
bleme einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
im Vordergrund, insbesondere angesichts 
der von der Bundesregierung eingeleiteten 
Energiewende sowie der damit verbunde-
nen Probleme der Energieeffizienz in den 
Städten und angesichts des zu erwartenden 
Klimawandels.
Allerdings kann auch dieser Bericht nicht an 
der Tatsache vorbeigehen, dass in Deutsch-
land in West und Ost ungleichgewichtige 
wirtschaftliche Entwicklungen ablaufen. 
Denn gemessen an einem Gesamtindika-
tor, der wirtschaftliche und demografische 
Entwicklungen zusammenfasst, gibt es in 
Deutschland keine einheitliche Entwick-
lung, sondern es gibt eine Parallelität von 
Wachsen und Schrumpfen, wobei wach-
sende Kommunen eher im Westen als im 
Osten zu finden sind und der Süden West-
deutschlands am stärksten wächst. Damit 
wird erkennbar, dass einerseits die alten Ni-
veauunterschiede innerhalb Westdeutsch-
lands zwischen den im Strukturwandel be-
findlichen Regionen im Norden und Westen 
und den boomenden im Süden weiterhin 
als Nord-Süd-Kontrast bestehen. Zudem 
hat sich in den vergangenen 25 Jahren ein 
Ost-West-Kontrast entwickelt. Zwar hat sich 
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das östliche Niveau dem des Westens ange-
nähert, es ist aber noch nicht ausgeglichen. 
Dabei tritt innerhalb Ostdeutschlands eine 
zusätzliche Differenzierung auf, die wiede-
rum als Nord-Süd-Kontrast bezeichnet wer-
den kann – auch wenn es sich eher um ein 
Gefälle handelt von den Großstädten und 
ihrem Umfeld zu den eher isoliert liegen-
den kleineren und mittleren Städten im so-
genannten ländlichen Raum des Nordens, 
der weiterhin Schrumpfungsprozessen un-
terliegt. Insofern haben sich über die Zeit 
Strukturunterschiede erhalten, die die Kraft 
persistenter Strukturen belegen.
Detaillierter geht auf diese Problematik der 
jeweilige Jahresbericht der Bundesregie-
rung zum Stand der deutschen Einheit ein. 
Der letzte, der den Stand 2013 wiedergibt, 
wurde erst kürzlich vorgelegt. In ihm wird 
nachgezeichnet, dass unter dem Leitbild der 
Gewährleistung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse nach der Wiedervereinigung ein 
Prozess der Angleichung zwischen Ost und 
West stattgefunden hat – anfänglich schnel-
ler (bis 1996), dann stagnierend (bis 2001), 
aber seither hat sich eine stetige, wenn auch 
langsame Angleichung vollzogen. Allerdings 
habe der Osten immer noch erst zu ca. 70 % 
das Niveau des Westens erreicht. Eine ande-
re Quelle – die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau – betont, dass die Territorien der frühe-
ren DDR wirtschaftlich jetzt besser dastehen 
als alle anderen ehemaligen sozialistischen 
Länder Osteuropas – was aber zu Zeiten der 
DDR auch schon galt.
Probleme im Hinblick auf die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse werden spe-
ziell den ländlichen Räumen zugerechnet, 
die wegen Abwanderung und Alterung der 
Bevölkerung vor besonderen Herausforde-
rungen stehen. Genau dies kennzeichnet 
eine besondere Lage Ostdeutschlands, das 
gegenüber Westdeutschland schon immer 
dünner besiedelt war und nur wenige große 
Städte als Kristallisationspunkte für wirt-
schaftliche Entwicklung aufweisen konnte 
und kann. So steht in Ostdeutschland eine 
sich stabilisierende Entwicklung um die 
größeren Städte im starken Kontrast zu den 
schrumpfenden und alternden ländlichen 
Regionen. Städte wie Potsdam im Umfeld 
von Berlin oder Städte wie Dresden und 
Leipzig erweisen sich als Orte, die sich in 
ihrer wirtschaftlichen wie bevölkerungs-
mäßigen Entwicklung stabilisiert haben, 
wenn nicht gar wachsen. Dies gilt gleicher-
maßen auch für viele Universitätsstädte 
(Leipzig und Dresden sowie insbesondere 
Jena, aber auch Greifswald, Magdeburg 
und Halle), deren Universitäten als Lehr- 
und Forschungseinrichtungen seit 1990 
modernisiert und ausgebaut wurden, was 
ihre Attraktivität stark akzentuierte. In Jena, 
das sich in konsequenter Verfolgung seiner 
günstigen, persistenten Strukturen zu einer 
kleinen Boomstadt entwickelt hat, kamen 
zwei Trends zusammen: zum einen die Tra-
dition der optischen Industrie, die dort nie 
einen Bruch erlebt hatte und zum Motor 
der wirtschaftlichen Entwicklung geworden 
ist, und zum anderen die Attraktivität ihrer 
Universität. Zudem liegt Jena mitten im 
sogenannten mitteldeutschen Städteband, 
das sich von Eisenach über Erfurt, Weimar 
und Leipzig bis Dresden hinzieht und seit 
langem industrielle und gewerbliche Tra-
ditionen aufweist, die sich über die Zeit als 
persistent und anpassungsfähig erwiesen 
haben. Demgegenüber stehen die nörd-
lichen Teile Ostdeutschlands, die bis auf 
Berlin und die Hafenstädte an der Ostsee 
eher ländlich strukturiert waren und tradi-
tionell nur wenige kleine Städte aufwiesen. 
Diese Gebiete waren schon immer dünner 
besiedelt, was bereits in Preußen zu Zei-
ten des Kaiserreichs zu Strukturproblemen 
zwischen diesen eher feudal strukturierten 
Agrargebieten und den wirtschaftsliberalen 
Industrieregionen (Ruhrgebiet) führte. Ein 
Gegensatz, der in seiner siedlungsmäßigen 
und gesellschaftlichen Problematik – wenn 
nicht gar Brisanz – in und für Westdeutsch-
land vergessen zu sein schien, ist mit der 
Angliederung der DDR wieder zu einer 
gesamtdeutschen Konstellation geworden. 
Es ist dies die Wiederkehr verschwunden 
geglaubter Ausgangslagen sowie die Kraft 
überholt scheinender Strukturen. 
Die dünn besiedelten peripheren Räume 
waren früher wirtschaftlich stark von der 
Landwirtschaft und dem sie begleitenden 
Gewerbe abhängig. Auch heute sind sie 
noch stark durch Landwirtschaft geprägt, 
die dort wegen ihrer Großflächigkeit mit 
hohem Maschineneinsatz arbeiten kann 
und europaweit einen der höchsten Pro-
duktivitätsstandards aufweist. Aber anders 
als zu Zeiten der DDR ist der ländliche 
Raum nicht mehr Garant der Infrastruktur 
– weder technischer noch sozialer. Insofern 
unterliegen die Dörfer und kleinen Städ-
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te dort einem kontinuierlichen Bevölke-
rungsschwund und Durchalterungsprozess 
der Verbleibenden. Daraus ergeben sich 
für diese Räume Probleme, wie in ihnen 
die Daseinsvorsorge angesichts der sich 
fortsetzenden Schrumpfungsprozesse ge-
währleistet werden kann. Denn diese „dün-
ne Siedlungsstruktur“ weist eben wenige 
selbst tragende städtische „Wachstumszen-
tren“ auf, ganz im Unterschied etwa zu dem 
Städteband Mitteldeutschland. Insofern 
zeigt sich hier erneut das Potenzial aber 
auch die Problematik der Persistenz von 
Siedlungsstrukturen aus der Vergangenheit 
– auch für die Entwicklung der Zukunft. 
Durch den Wegfall der strukturverbessern-
den Maßnahmen der DDR fielen diese Re-
gionen und Städte quasi auf einen Zustand 
zurück, wie er unmittelbar nach dem Zwei-
ten Weltkrieg bestand. Erschwerend kam 
noch hinzu, dass zu Zeiten der DDR die 
Situation der Dörfer wegen der Wichtig-
keit der Landwirtschaft für das ganze Land, 
das nur wenig Nahrungsmittel importieren 
konnte, insgesamt besser war als die der 
kleinen Städte. Diese Konstellation ist heute 
anders, weshalb es besonderer Vorkehrun-
gen bedarf, um zu verhindern, dass solche 
Regionen Problemregionen bleiben. 
Regionale Unterschiede – alte wie neue – 
reflektieren also stets gesellschaftliche und 
politische Prämissensetzungen. Sie lassen 
sich zwar durchaus verändern, aber sie sind 
in ihrem Verhalten großen Tankern ähnlich. 
Sie lassen sich nur schwer stoppen und in 
ihrem Kurs ändern. Dafür braucht es Vor-
aussicht und einen langen Atem.
15 Welche Schlüsse sind daraus für den 
Verlauf der Transformationsprozesse und 
die Situation von Städten und Regionen in 
Ostdeutschland zu ziehen?
Vorweg: Die Analysen der Anpassungs- und 
Entwicklungsprozesse in den ostdeutschen 
Ländern – sogar schon die gleich nach der 
Wiedervereinigung, etwa in den Arbeiten 
der KSPW – belegen die Vermutung, dass 
sich diese Prozesse über viel längere Zeit-
räume hinziehen werden, als ursprünglich 
erwartet. Allerdings hatte man auch keine 
Vorbereitung oder konkrete Pläne, wie im 
Rahmen eines solchen gesellschaftlichen 
Großexperiments gehandelt und vorange-
schritten werden sollte. Vorstellungen, dies 
zu steuern, die in Ost wie West eher kon-
zeptionell theoretisch denn pragmatisch 
orientiert vorgetragen wurden, indem über 
längere Zeit zwei getrennte Nationalökono-
mien erst sehr langsam aneinander ange-
passt werden sollten, waren und erwiesen 
sich als unrealistisch. Diese Überlegungen 
stammten von Intellektuellen mit relati-
ver Distanz zu wirtschaftlichen und politi-
schen Realitäten, die zudem nichts von den 
Vorstellungen der Bevölkerung wussten. 
Die Mehrheit der Menschen in der ausge-
henden DDR wünschte eine sofortige und 
umfassende Öffnung und eine möglichst 
schnelle Anpassung an die Lebensumstän-
de des Westens. Dies entsprach den Vorstel-
lungen von Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse, die das Grundgesetz vorsieht und 
die seitens der Bevölkerung eingefordert 
wurde. Dass dies dann in der Wirklichkeit 
schwierig und langwierig sein würde, führ-
te, wie gesagt, zu Enttäuschungen insbe-
sondere für die mittlere Generation, wäh-
rend die im Ruhestand Lebenden insgesamt 
besser gestellt wurden und die Jugend jetzt 
mit Möglichkeiten rechnen konnte, die ih-
nen bisher verschlossen waren.
Jenseits der Investitionen in die Infrastruk-
tur, die insbesondere die Verkehrswege be-
trafen, und der Sanierung der Innenstädte 
und Plattensiedlungen – soweit sie nicht 
abgerissen wurden, weil dieser Wohnraum 
nicht mehr nachgefragt war – hat sich die 
Wirtschaftsstruktur Ostdeutschlands nach 
der Phase der Deindustrialisierung noch 
nicht auf ein Niveau vergleichbar dem 
Westdeutschlands hin entwickelt. So hat die 
Vision der „blühenden Landschaften“, die 
Bundeskanzler Helmut Kohl damals nach 
der Wiedervereinigung als baldige Perspek-
tive ausgegeben hatte, durch große finanzi-
elle Investitionen in Verkehrsinfrastruktur, 
Stadtsanierung und Denkmalpflege zwar 
dazu geführt, dass wir auf einen ersten 
Blick propere Kleinstädte und im Um- oder 
Aufbruch befindliche Großstädte sehen 
können. Aber es gibt weiterhin Defizite bei 
der Wirtschaftsstruktur, die sich noch nicht 
dynamisch entfaltet hat und entsprechend 
nicht allerorten ausreichend Arbeitsplätze 
anbietet. Zwar haben sich der gewerbliche 
und der tertiäre Sektor positiv entwickelt, 
aber im Vergleich zu Westdeutschland man-
gelt es an großen Industrien. So gibt es 
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keine im DAX vertretene Firma, die ihren 
Hauptsitz im Osten hat.
Andererseits gibt es inzwischen im Osten 
Regionen und Städte, die im Vergleich zu 
manchen Regionen und Städten des Wes-
tens – z. B. denen im nördlichen Ruhr-
gebiet – besser dastehen. Aber trotz aller 
Fortschritte ist die Anpassung des Ostens 
an den Westen noch nicht vollständig ge-
glückt. Deshalb werden strukturfördernde 
Maßnahmen und Programme weiterhin 
nötig sein. Auch hier ist ein viel längerer 
Atem nötig, wobei die ostdeutschen Bun-
desländer in Zukunft nicht mehr insgesamt 
als Entwicklungsgebiet zu betrachten und 
zu behandeln sein werden, sondern diffe-
renziert im Hinblick auf ihre regional unter-
schiedlichen Entwicklungsformen. So wird 
es nach Auslaufen des Solidarpakts zum 
Jahr 2019 vermutlich keine Beschränkung 
dieser Solidarität des gesellschaftlichen und 
politischen Systems Deutschlands auf eine 
simple Ost-West-Unterscheidung mehr ge-
ben, sondern sie wird zukünftig ohne jede 
pauschale geographische Einschränkung 
erfolgen und zu gestalten sein – nämlich 
gleichermaßen für alle Städte und Regionen 
Deutschlands, die im Vergleich zum bun-
desweiten Niveau abfallen.
16 Insgesamt ist die Wiedervereinigung 
als Erfolgsgeschichte anzusehen, auch 
wenn sie nicht in allen Fällen und alleror-
ten gleichmäßig, geschweige denn unmit-
telbar Wirkung entfaltete, entfalten konnte.
Festzuhalten bleibt, dass es aus der Logik 
des politischen Systems der BRD heraus – 
im Vergleich zur DDR – sehr viel einfacher 
war, Infrastrukturen in den neuen Ländern 
zu modernisieren oder neu zu schaffen. 
Dies gilt insbesondere für die Verkehrswe-
ge. Auch haben die Instrumente der Städ-
tebauförderung und der Denkmalpflege es 
ermöglicht, viel wertvolle städtische Sub-
stanz zu erhalten und wieder in Nutzung 
und Wert zu setzen, was zu Zeiten der DDR 
aus Mangel an Mitteln in der Regel nicht 
der Fall war. Als Alternative war zuvor nur 
radikale Flächensanierung denkbar. Der 
sorgfältige Erhalt eines Waidspeichers in Er-
furt und seine Umwidmung in eine bis heu-
te bespielte Kabarettbühne war zu DDR-
Zeiten die Ausnahme von der Regel. Aber 
es war damals eben nicht möglich, alle his-
torische Bausubstanz kulturell zu nutzen 
– wie mir 1988 gesagt wurde. Altstädte für 
Wohnfunktionen zu sanieren, war zu der 
Zeit jenseits wirtschaftlicher Machbarkeit.
Der erfolgreiche Ausbau der wissenschaft-
lichen Einrichtungen in Forschung und 
Lehre hat seit der deutschen Einheit viele 
Universitätsstädte durch den Zuzug von 
Wissenschaftlern und Studenten wieder zu 
insgesamt attraktiven Orten werden lassen: 
Jena, Greifswald oder auch Freiberg sind 
zu nennen. In Städten, wo auf industrielle 
Potenziale, insbesondere auf gut ausge-
bildete Fachleute zurückgegriffen werden 
konnte – also persistente Industriestruktu-
ren existierten –, sind neue tragfähige re-
gionale Ökonomien entstanden. Allerdings 
war es hier – im Unterschied zu DDR-Zei-
ten – nicht mehr möglich, durch staatliche 
Planungen Schwerpunkte zu setzen oder 
gar umzusetzen, sondern dem Staat war es 
lediglich möglich, infrastrukturelle Ange-
bote zu machen oder steuerliche Anreize 
zu setzen. Die Annahme dieser Angebote 
musste durch die wirtschaftliche Nachfrage 
erfolgen. 
Auf die Problematik der Abwicklung des 
staatlichen Besitzes der DDR durch die 
Treuhand und deren unterschiedliche Ver-
fahrensweisen vor und nach der Ermor-
dung Detlef Rohwedders kann hier nur ver-
wiesen werden. Dass die Modernisierung 
der wirtschaftlichen Strukturen, die Schaf-
fung konkurrenzfähiger Strukturen immer 
nur dort erfolgreich war, wo auf vorhan-
dene Strukturen, regionale „Begabungen“ 
oder ausgebildete Arbeitnehmer („Human 
Resources“) zurückgegriffen werden konn-
te, zeigt die Wichtigkeit solch persistenter 
Strukturen einerseits und verweist anderer-
seits auf die Schwierigkeit, neue industrielle 
Großstrukturen oder gewerbliche Cluster in 
Regionen zu gründen, die dafür zuvor nicht 
vorgesehen oder geeignet waren (Stich-
wort: endogene Potenziale). Dies steht im 
starken Kontrast zu dem Vorgehen in der 
DDR, die mittels ihrer zentralen Planung 
Großprojekte in den Regionen plante und 
verwirklichte, die für die systemischen Be-
lange der DDR elementar waren. Nach der 
Wiedervereinigung und dem Wegfall der 
systemischen Zwänge waren diese Stand-
orte in Konkurrenz zu anderen in Deutsch-
land nicht mehr zu halten. Die Folgen sind 
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z. T. immer noch sichtbar, werden erst im 
Laufe der Zeit endgültig verschwinden. Das 
braucht Zeit, so wie auch die Verarbeitung 
der gesellschaftlichen Umbrüche bei den 
Betroffenen – je nach Lebenslage sehr un-
terschiedlich – Zeit brauchen wird, je nach-
dem wie die Anpassung an die neuen Le-
bensumstände geglückt ist oder nicht. Eine 
offene Gesellschaft, wie es Deutschland ist, 
birgt Potenziale wie Risiken, die aber in ei-
ner sozialen Marktwirtschaft so ordnend 
ausgestaltet sein sollten, dass niemand un-
verschuldet zurückgelassen wird.
Aus der Erfahrung mit der Entwicklung der 
alten Bundesrepublik nach 1945 wissen wir, 
wie lange es dauert, bis sich aus den Rui-
nen von diktatorischen oder totalitären Zu-
ständen eine offene, lebendige Gesellschaft 
und eine tragfähige politische Kultur entwi-
ckeln. Insofern sind Erscheinungen wie die 
PEGIDA – so bedauerlich und abstrus sie 
auch sind – meiner Meinung nach vorüber-
gehende. Aber das ist ein anderes Thema!
17 Ein thesenartiges Resümee lautet:
•	 Insgesamt	 ist	 die	 deutsche	 Wiederver-
einigung eine Erfolgsgeschichte, auch 
wenn der Erfolg noch nicht hundertpro-
zentig ist; er liegt etwa bei 70 %.
•	 Dies	ist	mit	hohem	finanziellen	Aufwand	
– im Wesentlichen durch Transfers aus 
dem Westen – geschehen, nicht zuletzt 
durch einen Solidarzuschlag zur Ein-
kommensteuer, der von allen Deutschen 
– in West wie Ost – zu leisten war und 
ist, aber auch durch einen erzwunge-
nen Lastenausgleich, den die Städte und 
Kommunen Westdeutschlands zu leisten 
hatten.
•	 Städte	in	Ostdeutschland,	die	persistente	
Potenziale aus der Zeit vor und während 
der DDR aufweisen konnten, haben sich 
besonders positiv und erfolgreich entwi-
ckelt.
•	 Die	 schon	 früher	 bekannten	 Probleme	
der kleinen Städte und der Dörfer in 
ländlichen Regionen sind zurückgekehrt, 
haben sich in manchen Regionen sogar 
verstärkt. Die Folgen der Abwanderung 
und Alterung dieser Regionen werden 
völlig neue Formen der Daseinsfürsorge 
erforderlich machen.
•	 Mit	 der	 deutschen	 Wiedervereinigung	
ist der deutsche Föderalismus vielfäl-
tiger geworden. Er hat sich als Struk-
turelement des deutschen politischen 
Systems – im Zusammenspiel zwischen 
den Ebenen und Zuständigkeiten des 
Bundes, der Länder und der Kommunen 
– bewährt. Es steht zu erwarten, dass 
seine Ausgleichspolitik sich in Zukunft 
nicht mehr nur dem Osten der Repub-
lik zuwenden wird, sondern allen Städ-
ten, Kommunen und Regionen, die ver-
gleichsweise schlechter dastehen.
•	 Es	war	zu	erwarten,	dass	die	Transforma-
tionsprozesse längere Zeiträume einneh-
men würden – mindestens den Zeitraum 
einer Generation, der mit dreißig Jahren 
anzusetzen ist.
•	 Es	war	auch	zu	erwarten,	dass	diese	Pro-
zesse nicht fehlerfrei und ohne Irrwe-
ge, zudem nicht gleichmäßig und nicht 
überall ablaufen würden. Dem ist auch 
so gewesen. Aber über die Zeit hat sich 
vieles eingependelt. Dies gilt auch für die 
menschlichen und sozialen Anpassungs-
prozesse, die zu leisten gewesen waren. 
Sie wären wert, gesondert darzustellen. 
Quelle dafür könnten nicht zuletzt die 
wachsende Zahl von Veröffentlichungen 
sein, die Lebensläufe in der DDR zum 
Thema haben – insbesondere auch sol-
che aus dem Bereich der Belletristik.
•	 Last	 not	 least:	 Die	 Befürchtungen,	 mit	
der Wiedervereinigung würde in der Mit-
te Europas ein „Riese“ entstehen, der das 
europäische Gleichgewicht auseinander 
bringt, haben sich nicht bewahrheitet. 
Deutschland als Teil der Europäischen 
Union, die auch zur Bewältigung der 
Transformation beigetragen hat, ist mit 
seiner föderalistischen Struktur und sei-
nem ausdifferenzierten Städtesystem ein 
für Europa stabilisierendes politisches 
System.
18 Bleibt ein kurzes Schlusswort.
Räumliche Entwicklungen – in Stadt und 
Land – sind nie endgültig. Sie bauen über 
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die Zeit betrachtet aufeinander auf oder 
werden willentlich in Richtungen geändert, 
die eine bewusste Trendwende signalisie-
ren sollen. Solche Brüche können ihrerseits 
wieder gewendet werden, was nicht einen 
historisch früheren Zustand dupliziert, je-
doch an gekannte Strukturen anknüpft, die-
se wieder zum Tragen bringen kann.
 Das Berliner Stadtschloss der Hohenzollern 
ist hierfür ein gutes und zudem aktuelles 
Beispiel:
•	 Seine	Lage	 in	der	Mitte	Berlins	als	 zent-
rales Symbol einer monarchischen Herr-
schaft, 
•	 sein	 endgültiges	 Ausradieren	 nach	 den	
Zerstörungen im Zweiten Weltkrieg 
durch die von Walter Ulbricht verfügte 
Sprengung, 
•	 die	 darauf	 folgende	 Konstruktion	 eines	
Palastes (!) der Republik, der staatliche 
Funktionen mit populärer Unterhaltung 
verband, 
•	 das	 Abtragen	 dieses	 zentralen	 Symbols	
der DDR, allerdings unter der techni-
schen Vorgabe einer Asbestbelastung, 
und 
•	 die	 Rekonstruktion	 dieses	 Schlosses	 in	
einer rein äußeren Form als Referenz 
an die preußische Vergangenheit Berlins 
zum Zwecke zukünftiger kultureller Ex-
positionen, ohne staatliche Funktionen 
wohlgemerkt. Und daneben steht der 
Fernsehturm der DDR – frisch renoviert 
– als letztes Symbol der früheren Haupt-
stadt der DDR, Berlin.
All dies, diese Reihen- und Abfolge, sig-
nalisiert mehr als viele andere Beispiele 
Kontinuitäten, Persistenzen, Umbrüche 
und Neuanfänge von gesellschaftlichen 
Entwicklungen und ihren Niederschlag im 
Raum.
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